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Vorwort 

Das Verhältnis des Staates zu seinen Gemeinden ist als elementares 
Problem der Staatsrechtslehre bereits in zahlreichen Veröffentlichun-
gen der letzten Jahre untersucht worden. Dabei stand häufig auch das 
Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden im Vordergrund. Nur selten 
jedoch wurde den finanziellen Beziehungen zwischen Staat und Ge-
meinden die erforderliche  Aufmerksamkeit  gewidmet. Das mag zum 
Teil daran liegen, daß dieses Problemfeld als Domäne der Finanzwis-
senschaft angesehen wird, zum anderen w i rd häufig wohl auch die Be-
deutung dieser Beziehungen unterschätzt. 

Ein Beispiel soll die Bedeutung dieser Beziehungen, die sich in den 
Regelungen des kommunalen Finanzausgleichs ablesen lassen, veran-
schaulichen. Schon bisher tätigen die Gemeinden bereits zwei Dr i t te l 
aller öffentlichen  Investitionen. Dieser Antei l w i rd sich in den kom-
menden Jahren noch erhöhen, so daß die Schätzung des kommunalen 
Investitionsbedarfs auf 400 Mrd. D M bis 1980 eher noch zu niedrig 
gegriffen  scheint. Dennoch sinkt der Antei l der gemeindeeigenen Steu-
ern am Gesamtaufkommen seit sechzig Jahren. Der Investitionsspiel-
raum der Gemeinden schrumpft  also, obgleich er wachsen müßte, damit 
die kommunalen Aufgaben der Städtesanierung, des Ausbaues der Nah-
verkehrs· und Daseinsvorsorgeeinrichtungen bewältigt werden können. 

Ein kommunaler Finanzausgleich ist erforderlich,  der die Gemeinden 
in ausreichendem Umfang mi t eigenverantwortlich auszuschöpfenden 
Steuerquellen versorgt, der ihnen andererseits aber auch eine gleich-
bleibende Finanzausstattung mi t Hilfe von Finanzzuweisungen zukom-
men läßt, um die kommunale Versorgung sicherzustellen. Dieser Fi-
nanzausgleich zwischen Staat und Gemeinden muß dabei zwei Ziel-
richtungen beachten. Einerseits muß dem Verfassungsauftrag  des Art . 
28 Abs. 2 GG folgend die finanzielle Selbstverantwortung der Gemein-
den gestärkt werden, andererseits muß eine staatliche Finanzpolitik 
ermöglicht werden, die die sozialstaatlichen und wirtschaftspolitischen 
Interessen der Gesamtbevölkerung auch auf der Gemeindeebene be-
rücksichtigt. 

Die vorliegende Arbeit hat im Wintersemester 1972/73 der Juristi-
schen Fakultät der Universität K ie l unter dem Titel „Die Auswirkun-
gen des Finanzausgleichs zwischen Staat und Gemeinden auf die kom-
munale Selbstverwaltung von 1919 bis zur Gegenwart" als Dissertation 
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vorgelegen. Die einschlägige Literatur des letzten Jahres fand soweit 
wie möglich Berücksichtigung. Mein Dank gi l t vor allem Herrn Prof. 
Dr. Georg  Christoph  von Unruh,  der die Arbeit betreute, für seine stets 
wohlwollende Förderung und Teilnahme. Außerdem danke ich Herrn 
Regierungsrat a. D. Dr. Anton Schifferer,  der mich mit wertvollen Hin-
weisen aus seiner Tätigkeit in der Preußischen Verwaltung unter-
stützte. Mein besonderer Dank gi l t auch Herrn Ministerialrat a. D. Dr. 
Johannes Broermann  für die Aufnahme der Arbeit in sein Verlagspro-
gramm. 

Hüttental, im Ju l i 1974 

Rüdiger  Voigt 
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§ 1 Einführung 

Bis zum Ende des Ersten Weltkrieges verfügte jede Gemeinde über 
die Möglichkeit, ihre Bürger unmittelbar  zu belasten1. Um ihre Unab-
hängigkeit gegenüber dem Staat zu wahren, bewältigten die Gemein-
den die von ihnen als notwendig angesehenen Aufgaben ohne staatliche 
Hilfe — allein auf die Finanzkraft  ihrer Bürger gestützt2. Das Steuer-
system erfaßte Grundbesitz, Gewerbebetriebe und Bürger und damit 
die Faktoren3, die als Verursacher der Gemeindeausgaben angesehen 
wurden. Staatliche Zuweisungen an einzelne Gemeinden bildeten die 
Ausnahme. Die Teilung in „arme" und „reiche" Gemeinden4 wurde als 
notwendige Folge des Unabhängigkeitsstrebens hingenommen5. Der 
Erste Weltkrieg brachte jedoch einschneidende Änderungen mi t sich. 
In einem vorher nicht gekannten Ausmaß mußte der Staat jetzt zur 
Versorgung der Bevölkerung und zur Sicherung der Rohstoffzufuhr  in 
die Rechte der Selbstverwaltungskörperschaften  eingreifen. Als im 
Gefolge des verlorenen Krieges die Vor- und Fürsorgepflichten  des 
Staates immer umfangreicher  wurden6, brach das alte Finanzsystem 
vollends zusammen, so daß der Staat für einen finanziellen Ausgleich 
zwischen leistungsstarken und leistungsschwachen Gemeinden zu sor-
gen hatte, um die anwachsenden ökonomischen und sozialen Spannun-
gen bewältigen zu können. Die Befürchtungen der Gemeinden, infolge 
der Finanzleistungen des Staates einen Teil ihrer Unabhängigkeit zu 
verlieren, erwiesen sich als begründet. Denn nun mußten sie mi t der 
finanziellen Ausgleichstätigkeit des Staates auch ein Mitspracherecht 
in ihren eigenen örtlichen Angelegenheiten hinnehmen, das sich bei 
den zweckgebundenen Zuweisungen bis auf spezielle Maßnahmen er-
streckte. Die sehr hohen finanziellen Belastungen und die Zentralisie-

1 v. Unruh,  GemeindeR, S. 84 ff.  (127). 
2 Zu den Verhältnissen vor dem 1. Weltkr ieg vgl. vor al lem: v.  Unruh, 

DÖV 1965, S. 441 ff. 
3 Die genannten Faktoren wurden insbesondere durch Zuschläge zur E in-

kommensteuer erfaßt. 
4 Damit wurde allerdings auch die Vernachlässigung wesentlicher Invest i -

tionsaufgaben in den steuerschwachen Gemeinden hingenommen. 
5 „Freie Bahn dem Tüchtigen" und „Jeder ist seines Glückes Schmied" 

waren die politischen Devisen des Liberalismus, die sich vor allem in den 
Gemeinden durchsetzten. 

β Der Zuwachs der öffentlichen  Aufgaben war seit dem 1. Weltkr ieg er-
heblich stärker als das Wachstum des Sozialprodukts. 

2 Voigt 



18 § 1 Einführung 

rung des Finanzsystems schränkten den Wirkungsbereich der kommu-
nalen Selbstverwaltung erheblich ein7. 

I m Rahmen des allgemeinen  Finanzausgleichs 8 bildet die Befriedi-
gung der finanziellen Bedürfnisse der Gemeinden und Gemeindever-
bände ein besonderes Problem. Beim kommunalen  Finanzausgleich 9 

stehen sich nämlich nicht „gleichberechtigte" Partner gegenüber wie 
dies im Verhältnis des Zentralstaates zu den Gliedstaaten der Fal l ist10 . 
Während die finanzielle Befugnis des Staates Ausdruck seiner von 
keinem anderen öffentlichen  Verband abgeleiteten Hoheit ist, haben 
die Gemeinden keine entsprechende Qualität und sind daher insofern 
dem Staat unterlegen. Für die Möglichkeit der Gemeinden11, ihr Selbst-
verwaltungsrecht zu verwirklichen, ist das Verhalten des Staates daher 
von ausschlaggebender Bedeutung. Gesteht der Staat den Gemeinden 
die Befugnis zu, selbst Steuern zu erheben, sind durch eine autonome 
Finanzpolitik  der Gemeinden die besten Voraussetzungen für die kom-
munale Selbstverwaltung gegeben. Andererseits versucht der Staat 
den durch eine unkontroll ierte Finanzautonomie der Gemeinden ent-
stehenden — im Sinne des Gesamtstaates — unerwünschten Folgen 
durch Einschränkung der Steuerbefugnis entgegenzuwirken12. Als Aus-
gleich stellt er dann den Gemeinden zur Erfül lung ihrer Aufgaben 
sowohl freie als auch zweckgebundene Mi t te l zur Verfügung 13. 

Als sozialem  Rechtsstaat  ist der Bundesrepublik Deutschland die 
Verantwortung für Förderung und Ausgleich der gesellschaftlichen 
Entwicklung auferlegt 14. Dazu gehört aber vor allem die Bereitstellung 
lebenswichtiger Leistungen für die Allgemeinheit15. A n dieser Daseins-
vorsorge  ist in entscheidendem Maße die Gemeinde beteil igt16. Ih r 

7 Vgl. hierzu: Ziebill,  Geschichte, S. 369 ff. 
8 Der allgemeine Finanzausgleich soll hier als die Vertei lung der steuer-

lichen Einnahmequellen auf die verschiedenen Gebietskörperschaften  defi-
niert werden. 

9 Gemeint ist der Finanzausgleich zwischen Staat und Gemeinden, der 
jedoch nicht m i t einem anderen Problem verwechselt werden darf,  das 
heute zutreffend,  aber nicht durchgehend, als „ interkommunaler Finanz-
ausgleich" bezeichnet wird, nämlich dem Finanzausgleich zwischen Gemein-
den bzw. Gemeindeverbänden untereinander. 

1 0 Auch die Länder haben Staatsqualität, vgl. Ar t . 5 und 14 WRV, Ar t . 30 GG. 
1 1 Wenn i n dieser Arbei t von Gemeinden die Rede ist, sind zugleich auch 

die Gemeindeverbände gemeint, für die i. d. R. das gleiche gi l t . 
1 2 Er innert sei hier nur an das konjunkturwidr ige Verhalten der Gemein-

den. 
1 3 Über die Problematik von Zweckzuweisungen siehe weiter unten. 
14 Menger,  S. 64 ff.;  Huber,  Rechtsstaat, S. 600 ff. 
15 Fröhler,  S. 10. 
1 β Der Begrif f  der Daseinsvorsorge stammt von Forsthoff  (Verwaltung), vgl. 

auch: ders., Daseinsvorsorge. 
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gegenüber erhebt der Bürger Anspruch auf Bildung, Krankenpflege, 
Altersversorgung, Energie- und Wasserversorgung, Abwässerbeseiti-
gung, günstige Verkehrsmittel und Straßen. Dabei bleibt unberück-
sichtigt, ob es sich um eine leistungsfähige Industriestadt oder um eine 
ländliche Gemeinde handelt. Voraussetzung für diese Leistungen der 
Daseinsvorsorge ist jedoch eine Finanzausstattung,  die nicht nur reich-
halt ig sein muß, sondern auch so strukturiert, daß sie den wechselnden 
wirtschaftlichen und sozialen Erfordernissen  gerecht wird. M i t dem 
Anwachsen der Ansprüche des einzelnen an die Gemeinde nimmt der 
kommunale Finanzbedarf  und damit zumeist die finanzielle Abhängig-
keit der Gemeinde vom Staat zu. Die im modernen Sozialstaat unaus-
weichliche Forderung nach möglichst gleichen kommunalen Leistun-
gen bei möglichst geringen örtlichen Belastungsunterschieden17 steht 
immer im Gegensatz zu dem Prinzip der örtlichen Selbstverwaltung, 
das eine Selbstverantwortung  auch für das Aufbringen der Deckungs-
mit te l einschließen muß. Hier in liegt das spezifische Problem des kom-
munalen Finanzausgleichs18. 

Die Verwirkl ichung des Rechts der Gemeinden auf kommunale 
Selbstverwaltung — in Deutschland seit über hundert Jahren verfas-
sungsmäßig garantiert — ist stets von der Finanzkraft  der Gemeinden 
abhängig19. Obgleich das Selbstverwaltungsrecht ohne Sicherimg der 
finanziellen Voraussetzungen wertlos ist, hat diese Erkenntnis erst i n 
jüngster Zeit dazu geführt 20, den Gemeinden auch verfassungsrechtlich 
Steuergarantien  einzuräumen. Fehlen solche Garantien als Grundlage 
einer eigenverantwortlichen Finanzpolitik der Gemeinden, so sind 
diese auf Zuschüsse des Staates angewiesen und damit von diesem ab-
hängig. 

Die vorliegende Arbeit gliedert sich in drei Teile. Ausgehend von 
der historischen Entwicklung des Selbstverwaltungsrechts, seiner ver-
fassungsrechtlichen Gewährleistung und' seiner heutigen Deutung in 
der modernen Industriegesellschaft  (1. Abschn.) verbunden mi t der 
Darstellung des Instrumentariums des Finanzausgleichs zur Ausstat-
tung der Gemeinden mi t finanziellen Mi t te ln (2. Abschn.) im ersten  Teil 
soll diese Arbeit i n den beiden folgenden Teilen die Auswirkungen der 
unterschiedlichen Regelungen des Finanzausgleichs auf die Autonomie 
der Gemeinden und damit die Verwirklichungsmöglichkeiten der kom-

1 7 Vgl. Albers,  Kommunale Finanzreform,  S. 63 ff.  (64). 
18 Patzig,  Kommentar, Tei l Β , I , 7. 
1 9 Vgl. Finanzreform-Gutachten,  S. 3. Die Bundesregierung spricht i n der 

Begründung zum Finanzreformgesetz  von „ausreichender f inanzwirtschaft-
licher Selbständigkeit", BR-Drs. 138/68, S. 11, Ziff .  11. 

2 0 Vgl. Ar t . 106 Abs. 5, 6 und 7 GG i. d. F. des 21. Änd. G. v. 12. 5.1969 
(BGBl. I S. 359). 
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